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IV ZB 23/55

B e s c h l u s s 
In der Sache

betr0 die vorläufige Vormundschaft über den am 
1898 geborenen Gottfried B Ü H H I B  aus S
Strasse zeZt, in der Heil- und !Pfle ge anstatt in D 
vertreten durch Rechtsanwalt B ^ H I  in A1

hat der IV, Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die weitere 
Beschwerde des Mündels gegen den Beschluss der 4. Zivilkammer 
in Aachen vom 15- Dezember 1954 unter Mitwirkung des Senats- 
präsideriten Schmidt, der Bundesrichter Ascher, Dr*Kregel,
Dr,v/Werner und Scheffler in der Sitzung vom 30* März 1955

beschlossen t
Die weitere Beschwerde wird als unbegründet zurückge­
wiesen.

G r ü n d e  ;

I« Gegen den obengenannten. Gottfried B f l B  ist auf Antrag 
seiner Ehefrau von dem Amtsgericht in Aachen durch Beschluß 
vom 9» August 1954 - 21 B 9/54 - das Entmündigungsverfahren 
wegen Trunksucht eingeleitet worden. Durch einen weiteren 
Beschluss vom selben Tag hat das Amtsgericht für den zu Ent­
mündigenden die vorläufige Vormundschaft angeordnet. Zum 
vorläufigen Vormund wurde der Stadtrat Limbach in Aachen be­
stellte Der die vorläufige Vormundschaft anordnende Beschluß 
ist Bücher am 25« Oktober 1954 zugestellt worden. Schon vor 
der Zustellung wurde gegen seinen Willen durch den
Vormund zur Durchführung einer Alkoholentziehungskur in der 
Heilanstalt D C B  untergebrachtc Nach der Zustellung des Be­
schlusses vom 9. August 1954 über die Anordnung der vorläu­
figen Vormundschaft hat der Vormund am 8. November 1954 er-
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klärt., dass er seine Anordnung Uber die Unterbringung 
in der Heilanstalt aufrechterhalte-»

hat am 22» Oktober 1954 durch seinen Anwalt 
bei dem Amtsgericht in Aachen den Antrag gestellt, die An­
ordnung des Vormunds, ihn in die Heilanstalt BSBl zu brin­
gen, aufzuheben und ihn aus der Heilanstalt zu entlassen.
Er trägt zur Begründung vor, die Unterbringung sei gemäss 
Art 104 GrundG unzulässig, weil sie ohne richterliche Anord­
nung erfolgt sei, Bas Amtsgericht hat den Antrag durch Be­
schluss vom 26o Oktober 1954 zurückgewiesen, da zu der’be­
antragten Entscheidung das Amtsgericht in Düren zuständig 
sei, Gegen den Beschluss hat B d B l  Beschwerde eingelegt»
Er vertritt darin die Auffassung, dass das Amtsgericht 
seine Zuständigkeit zu Unrecht verneint habe»

Bas Landgericht hat durch den angefochtenen Beschluss 
die Beschwerde zurückgewiesen. Es hat in den Gründen ausge­
führt, das Amtsgericht habe zwar seine Zuständigkeit zu Un­
recht verneint% denn es sei zur Entscheidung des Antrags 
als Vormundschaftsgericht nach den §§ 36 Abs 1, 43 PGG be­
rufen, Die Unterbringung des Beschwerdeführers sei jedoch 
sachlich gerechtfertigt und auch rechtlich zulässig. Der 
Vormund sei nach §§ 1897? 1901, 1800, 1793? 1906 BGB befugt 
und verpflichtet, für die Person seines Mündels zu sorgen, 
soweit dies der Zweck der Vormundschaft erfordere. Der 
Zweck, der mit der Anordnung der vorläufigen Vormundschaft 
über einen wegen Trunksucht zu Entmündigenden verfolgt 
werde, rechtfertige die Unterbringung» Zur Einweisung habe 
es einer richterlichen Anordnung nicht bedurft, da in Art 
104 GrundG'nur die Voraussetzungen und Formen geregelt 
seien, unter denen eine Beeinträchtigung oder Entziehung 
der persönlichen Freiheit durch die Träger öffentlicher
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Gewalt zulässig sei. Durch diese Vorschrift werde aber nicht 
in die Rechte der elberlichen oder vormundschaftlichen Ge­
walthaber eingegriffen, insbesondere auch nicht in deren 
Befugnis, den Aufenthaltsort des Kindes bezw, des Mündels 
zu bestimmen. Im Rahmen des § 1901 BGB handele der Vormund 
selbständig, er Könne alle Maßnahmen treffen, die zur Beauf­
sichtigung, Heilung, Pflege und Sicherung des Mündels not­
wendig erschienen. Über die Zweckmäßigkeit habe der Vormund­
schaftsrichter nicht zu befinden.. Für ein pflichtwidriges 
Verhalten lägen keine Anhaltspunkte vor, zumal der Beschwer­
deführer nicht in Abrede stelle, in erheblichem Umfang 
trunksüchtig zu sein.

Gegen diesen Beschluss hat Bücher weitere Beschwerde 
bei dem Oberlandesgericht in Köln eingelegt. Dieses möchte 
die Beschwerde zurückweisen. Es sieht sich jedoch durch 
einen auf weitere Beschwerde ergangenen Beschluss des Ober­
landesgerichts in Hamburg vom 3« Dezember 1952 - 2 W 35l/5‘2 ~ 
(Nachrichtendienst des deutschen Vereins für öffentliche 
und private-Fürsorge 1953 Seite 61) gehindert, selbst zu 
entscheiden, und hat deshalb die Sache gemäß $ 28 Abs 2 
PGG dem Bundesgerichtshof vorgelegt.

II. Die von dem Bundesgerichtshof selbst festzustellen­
den Voraussetzungen für die Anwendung des § 28 Abs 2 aaO 
sind gegeben. Das vorlegende Gericht hält unter anderem 
die weitere Beschwerde im wesentlichen deshalb für unbe­
gründet, weil die Einweisung des Beschwerdeführers in die 
Heilanstalt Düren durch seinen Vormund eine richterliche 
Entscheidung über die Zulässigkeit der darin liegenden 
Freiheitsbeschränkung des Mündels nach Art 104 Abs 2 
GrundG nicht erfordere. Das Oberlandesgericht in Hamburg 
nimmt in der veröffentlichten Entscheidung einen gegentei­
ligen Standpunkt ein. Dieser Beschluss ist auf Grund der
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§§ 1 und 3 'des Harnburgischen Gesetzes zur Ausführung des 
Art 104 GrundG vom 17. August 1949 (GV0B1 177) in Verbin­
dung mit § 22 des Hamb» Gesetzes über das Verhältnis der 
Verwaltung zur Rechtspflege vom 23. April 1879 (GS 110) 
ergangen. Bas Verfahren, in dem der Beschluss erlassen war, 
wurde dadurch veranlasst, dass die Gesundheitsbehörde der 
Hansestadt Hamburg bei dem Amtsgericht, in Hamburg auf Grund 
des § 3 AGzArt 104 BGG den Antrag gestellt hatte, die von 
ihr angeordnete Freiheitsentziehung bezüglich eines Ju­
gendlichen zu prüfen und für zulässig zu erklären. Wie 
sich aus den Entscheidungsgründen ergibt, hatten das Amts­
gericht und das Landgericht diesen Antrag bezw. die Be­
schwerde der Antragstellerin mit der Begründung abgelehnt, 
die Mutter des Jugendlichen, die Inhaberin der elterlichen 
Gewalt war, habe der Unterbringung zugestimmt, in dieser 
Zustimmung zur Unterbringung sei ein privater Unterbrin­
gungsvertrag mit der Krankenanstalt in 1. zu erblicken, 
dies schließe eine Maßnahme nach § 22 des VerhG (Hamburg) 
aus und mache die richterliche Bestätigung nach § 1 Art 
104 und § 1 des dazu ergangenen Hamburgischen Ausführungs­
gesetzes entbehrlich. Bieser Auffassung ist das Oberlan­
desgericht in Hamburg entgegengetreten und hat der Beschwer­
de der Gesundheitsbehörde stattgegeben» In den. Gründen 
wird ausgeführt, selbst wenn man die Richtigkeit der An­
sicht der Tatrichter unterstelle, dass ein privater Unter­
bringungsvertrag .abgeschlossen sei, werde dadurch weder 
eine Anordnung der Gesundheitsbehörde, noch die richter­
liche Entscheidung nach Art 104 GrundG wegen des materiel­
len Familienrechts entbehrlich, wenn die Einweisung zwangs­
weise gegen den tatsächlichen und natürlichen Willen (des 
Eingewiesenen) angeordnet sei»

Wie sich hieraus ergibt, betrifft die Entscheidung •
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des Oberlandesgerichts Hamburg nicht eine nach § 1 FGG den 
Gerichten übertragene Angelegenheit. Das Gericht hat die 
Entscheidung vielmehr in einem Verfahren gefällt, das die 
Bestätigung einer von einer Verwaltungsbehörde getroffenen 
Maßnahme betraf, die in ihren Voraussetzungen und ihren Wir­
kungen gänzlich dem öffentlichen Recht angehört. Das auf 
Grijnd des Art 104 Abs 2 S 3 GrundG ergangene Hamb. Ausfüh­
rungsgesetz vom 17. August 1949 überträgt die nach Art 104 
Abs 2 aaO erforderliche Entscheidung in § 1 Abs 1 dem Vor­
mundschaftsgericht mit der in § 3 geregelten Maßgabe, dass 
das Verfahren sich nach den Vorschriften des Reichsgesetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
regelt. Mit dem Vorlagebeschluss ist aber anzunehmei , dass 
dies die Vorlage nach § 28 Abs 2 PGG nicht .ausschließt.
Wie sich schon aus dem Wortlaut dieser Vorschrift ergibt, 
fordert das Gesetz nicht, daß der auf weitere Beschwerde 
ergangene Beschluß, von dem das vorlegende Gericht abwei­
chen will, eine nach § 1 PGG den Gerichten übertragene An­
gelegenheit betrifft. Wie das Reichsgericht in RGZ 133f 
102 /1057 überzeugend dargelegt hat, genügt es, daß die­
ser Beschluß eine Angelegenheit betrifft, die nach den 
Vorschriften über die nichtstreitige Gerichtsbarkeit zu 
entscheiden ist, sofern für die Entscheidung rechtsge­
setzliche Vorschriften in Betracht kommen, auch wenn es 
sich um eine nichtstreitige Angelegenheit handelt, zu 
deren Erledigung die Gerichte durch landesrechtliche Vor­
schriften berufen sind. Daß es sich dabei um eine dem 
öffentlichen Rechte angehör.ende Angelegenheit handelt, 
steht dem ebenfalls nicht entgegen. Der Begriff der frei­
willigen Gerichtsbarkeit im Sinne des § 1 PGG ist nach 
geltendem Recht mehr formeller Natur und einer klaren be­
grifflichen Abgrenzung nicht fähig; es muß in der Regel 
genügen, daß es sich um eine Sache handelt, die- nicht nach 
den Vorschriften der Zivilprozessordnung zu erledigen ist.
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Es reicht dabei aus? daß das Gesetz - sei es ein Bundes- oder 
ein Landesgesetz - bestimmt, daß die Vorschriften über das 
•/erfahren in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar­
keit anzuwenden sind, zum mindesten ist in solchen Fällen 
5 28 FGG entsprechend anzuwenden (BGHZ 5? 46 vgl auch
Keidel FGG 6. Aufl § 1 Anm 1 und § 28 Anm 3 zu c S 310)» 
Notwendig ist aber auf der anderen Seite, wie sich aus § 28 
aaO ergibt, daß die Angelegenheit, in der das abweichende 
Gericht eine Entscheidung zu fällen berufen ist, eine nicht­
streitige ist, die durch Reichs(Bundes-)gesetz den Gerichten 
übertragen ist. Diese Voraussetzung ist erfüllte Es trifft 
auch weiter zu, daß die Entscheidung des Oberlandesgerichts 
in Hamburg auf der abweichenden Auslegung des Art 104 GrundG 
beruht«. Denn aus dem Zusammenhang der Entscheidungsgründe 
ist zu entnehmen, daß nach Ansicht des Oberlandesgerichts 
die von der Gesundheitsbehörde beantragte Entscheidung 
auch um deswillen notwendig ist, weil auch die Unterbrin­
gung auf Grund eines privatrechtlichen Unterbringungsver­
trages der gerichtlichen Bestätigung nach Art 104 GrundG 
bedurft hätte«. Die Vorlage war somit zulässig und der Bun­
desgerichtshof ist zuständig, über die weitere Beschwerde 
zu entscheiden (§ 28 Abs 3 FGG).

III, Das Recht des Beschwerdeführers zur Beschwerde gegen 
den Beschluss des Landgerichts ergibt sich aus § 20 FGG.
Die Beschwerde kann jedoch keinen Erfolg haben.

1. Wie in der Rechtsprechung und im Schrifttum anerkannt 
ist, umfaßt das dem Vormund über einen Volljährigen einge­
räumte Recht, in den durch den Zweck der Vormundschaft ge­
zogenen Grenzen für die Person des Mündels zu sorgen (§ 1901 
BGB), auch die Befugnis, den Aufenthalt des Mündels zu be­
stimmen (§§ 1897? 1800, 1631 Abs 1 aaO). Diese Befugnis 
steht auch dem nach § 1906 aaO bestellten vorläufigen Vor-
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mund zu. Sie umfasst die Ermächtigung und die Verpflichtung, 
falls die Entmündigung wegen Trunksucht erfolgen soll, den 
zu Entmündigenden auch gegen seinen Willen zu Zwecken der 
Heilung und der Sicherung in einer Trinkerheilanstalt un­
terzubringen (KG in KGJ 39? 85 43? 66 /ständige Rechtspre­
chung/^ Palandt BGB 14c Aufl § 1901 Anm 1; Staudinger BGB 
9c Aufl Bern a zu § 1901)»

2, Dieses Recht des Vormundes ist durch Art 104 Abs 2 
GrundG nicht aufgehoben, es fragt sich nur, ob es insoweit 
eingeschränkt ist, als der Vormund zur Einweisung als einer 
Freiheitsentziehung eine richterliche Anordnung über die 
Zulässigkeit der Maßnahme erwirken muß. Die Frage ist um­
stritten. Der Senat, der sich in der in BGHZ 5, 46 f ab­
gedruckten Entscheidung dahin ausgesprochen hat, dass Art 
104 Abs 2 geltendes Recht sei, auch wenn die dort vorge­
sehene nähere gesetzliche Regelung noch nicht erfolgt sei, 
hat zu dieser Frage noch nicht ausdrücklich Stellung ge­
nommen. Diejenigen, die die Notwendigkeit einer richter­
lichen Anordnung nicht nur für das Mündel, sondern auch 
für den unter elterlicher Gewalt stehenden Minderjährigen 
bejahen (Holtkotten in Komm z GrundG Art 104 Anm II C 3 a), 
berufen sich nicht nur auf den V/ortlaut der. Bestimmung, 
sondern vor allem darauf, wie es das Oberlandesgericht in 
Hamburg in dem oben erwähnten Beschluss tut, dass die von 
ihnen für richtig gehaltene Auslegung des Art 104 Abs 2 
einer rechtspolitischen Forderung aus dem Gedanken von 
Achtung und Würde des Menschen entspreche, um jede miss­
bräuchliche Entziehung der Freiheit, von welcher Seite 
sie kommen möge, zu verhüten. Der Satz des Art 104 Abs 2 
Satz 1 gelte daher allgemein und richte sich gegen jeden. 
Die Gegenmeinung wird ausser von dem vorlegenden Gericht 
in der Rechtsprechung von dem Bayerischen Obersten landes-
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gericht (BayObLGZ.NF 1 /T950/17, Nr 121 und dem Oberverwal­
tungsgericht Münster in ständiger Rechtsprechung (Entschei­
dungen der OVGe Münster und Lüneburg Bd 6, 185) sowie von 
den Landgerichten Köln (MLR 1954? 418) , Hildesheim, Augsburg 
vertreten; im Schrifttum haben sich ihr v»Mangoldt, Komm 
z GrundG, Art 104 Anm 2, 5; Becker in NJW 1952, 50; Pentz 
ebenda NJW 1955? 133 u.a, angeschlossen. Liese Auffassung 
geht dahin, die Vorschrift sei nach dem Zusammenhang des 
Satzes 1 mit den übrigen Bestimmungen dieses Artikels und 
mit Art 2 GrundG nach der Entstehungsgeschichte und nach 
dem daraus zu erschließenden Sinn und. Zweck einschränkend 
dahin auszulegen, dass das dort vorgesehene richterliche 
Zulassungsverfahren nur dann Platz greife, wenn die Frei­
heitsentziehung von einem Träger der öffentlichen Gewalt • 
angeordnet werde.

Der Senat schließt sich der zweiten Ansicht an» Er 
verkennt nicht, dass das Grundgesetz angesichts der Er­
fahrungen aus der Zeit der nationalsozialistischen Gewalt­
herrschaft die Schutzwürdigkeit und Schutzbedürftigkeit !

, i

der Freiheit des benschen unter seinen-besonderen Schutz 
gestellt hat (so auch die in BGHZ 15, 61 f abgedruckte 
Entscheidung des Senats), der in den Verfahrensvorschrif­
ten des Artikels 104 geordnet ist. Bei der Auslegung der 
Bestimmung darf aber Art 104 Abs 2 S 1 nicht isoliert be­
trachtet, sondern muss im Zusammenhang mit den übrigen 
Vorschriften des Art 104 Abs 2 und 3 GrundG verstanden 
werden» Beachtet man dies, so zeigt sich, dass auch Satz
1 nur die Freiheitsentziehung durch die öffentliche Ge­
walt im Auge hat, die übrigen Bestimmungen der‘Absätze
2 und 3 dieses Artikels betreffen nur solche Eingriffe 
in die Freiheit des Menschen, die von der Polizei oder 
anderen Trägern öffentlicher Gewalt ausgehen.. Dafür spricht



weiter entscheidend die Entstehungsgeschichte des Art 104 
GrundG (vgl hierzu Jahrbuch des öffentlichen Rechts, Neue 
Folge, Bd 1 Beite 745 ff)» Art 104 geht zurück auf die 
Vorschrift des Art 114 WeimVerf. Biese bestimmt in Abs 1 
Satz 2 ausdrücklich, dass die Beeinträchtigung oder die 
Entziehung der persönlichen Freiheit durch die Öffentliche 
Gewalt nur auf Grund von Gesetzen zulässig sei und dass 
Personen, denen die Freiheit entzogen werde, spätestens 
am darauffolgenden Tage in Kenntnis zu setzen seien, von 
welcher Behörde und aus welchen Gründen die Entziehung 
der Freiheit angeordnet werde.

Art 5 des Herrenchiemseer Entwurfs zum Grundgesetz 
sagt in Abs 2 ausdrücklich, dass jeder "von der öffent­
lichen Gewalt Festgenommene" auf Verlangen, spätestens am 
Tage nach der Festnahme, dem zuständigen Richter vorzu­
führen sei. Der Entwurf hat offensichtlich die Schaffung 
einer dem Art 114 aaO entsprechenden Vorschrift im Auge, 
Bei späteren Redaktionen der betreffenden Bestimmungen, 
die schliesslich zu der Vorschrift des Art 104 Abs 2 . 
GrundG in der heute geltenden Fassung führten, ist der 
Hinweis "auf die öffentliche Gewalt" weggelassen worden. ' 
Jedoch lassen die Beratungen und Erörterungen der mit 
der Verfassungsgebung betrauten Gremien nicht erkennen, 
daß damit mehr als eine nur redaktionelle Änderung- er­
strebt wurde. Aus diesen Umständen ist zu entnehmen, daß 
Art 104 A.bs 2 Satz 1 GrundG dem Schutze vor gesetzwidri­
gen Übergriffen der Verwaltung dienen soll (v.Mangold 
aaO), Dementsprechend ist er aber in dem eingeschränkten 
Sinne zu verstehen, dass er sich nur gegen Eingriffe von 
Trägern öffentlicher Gewalt richtet.

Dieser Standpunkt ist auch gelegentlich der Beratung
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des Entwurfs eines Bundesgesetzes über das gerichtliche 
Verfahren bei Freiheitsentziehungen (Drucksache Nr 169 
2, ,/ahlperiode des Deutschen Bundestags) zum Ausdruck ge­
kommen. Abgesehen von der Fassung des $ 1 Abs 1 und 2 
dieses Entwurfes und der dazu gegebenen Begründung, hat 
der Bundesminister der Justiz in den Beratungen darge­
legt; dass Art 104 Abs 2 GrundG sich nur gegen Freiheits­
entziehungen durch die öffentliche Gewalt richte. Dem 
hat sich der Ausschuß des Bundestages für Rechtswesen 
und Verfassungsrecht in der Sitzung vom 7» September 1954 
einstimmig angeschlossen (Protokoll Nr 23 dieses Aus­
schusses ) o

3c Es bleibt zu prüfen, ob der Vormund, der sein Mündel 
in eine Heilanstalt oder dergleichen einweist, in Ausübung 
öffentlicher Gewalt handelt, die es erforderlich macht; 
die Einweisung von der Zustimmung eines Gerichts abhän­
gig zu machen. Der Senat hat in der Entscheidung BGHZ 
9 t 255 /£57/ ausgesprochen, dass wie der Berufsvormund 
auch die AmtsVormundschaft nach dem Jugendwohlfahrts­
gesetz eine Tätigkeit der öffentlichen Gewalt darstelle♦
Ob daraus zu folgern ist, Freiheitsentziehungen durch 
eines dieser Organe des öffentlichen Rechts fielen unter 
die Beschränkung des Art 104 Abs 2 GrundG, kann hier da- 
hinsteheno Der Vormund, der durch das Vormundschaftsge­
richt auf Grund der Vorschriften des Bürgerlichen Gesetz­
buches (§§ 1773 ff) bestellt wird, übt keine öffentliche 
Gewalt aus. Zwar gehört die Vormundschaft ihrem Wesen 
nach zu dem Gebiet der staatlichen Wohlfahrtspflege 
(aGRK 9* Aufl Vorbem 1 vor § 1773), und dem entspricht 
es, dass das Vormundschaftsrecht auch des Bürgerlichen 
Gesetzbuches nicht nur ihrem Wesen nach dem Gebiet des 
Privatrechts angehörige Vorschriften, sondern auch öffent­
lich-rechtlich© Bestimmungen enthält (Staudinger BGB
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9. Auf! Vorbem 2 a vor § 1773$ § 1833 Bern 4), Im ganzen 
gesehen überwiegen aber im Vormundschaftsrecht des Bür­
gerlichen Gesetzbuches die privatrechtlichen Vorschrif­
ten, insbesondere sind auch die, die die Pflichten und 
Aufgaben des Vormundes gegenüber dem Vermögen und der Per­
son des Mündels regeln, diesem Rechtsgebiet zugehörig.
Die Rechtsstellung des Vormundes und des Pflegers ist 
weitgehend der Stellung des Inhabers der elterlichen Ge­
walt angepasst (§ 1800 BGB), Bas Familienrecht des BGB 
ist, soweit es die Rechte der Eltern gegenüber den Kin­
dern- ordnet, Privatrecht, Bie Einordnung des Vormund­
schaftsrechts in das Bürgerliche Gesetzbuch beruht nicht 
nur auf der Berücksichtigung des geschichtlichen Zusam­
menhangs, sondern auch auf der Erwägung, dass die Vor­
mundschaft über Minderjährige eine Ergänzung der elter­
lichen Gewalt darstelle (Staudinger aaO Einleitung zum 
Ramilienrecht, Bd IV 1. Teil S 1$ RGRK aaO Anra 2)t 
Bies berührt aber nicht nur die rechtliche Stellung des 
für einen Minderjährigen bestellten Vormundes, sondern 
auch die des Vormundes eines Volljährigen, da für beide 
Arten der Vormundschaften im wesentlichen dieselben Vor­
schriften gelten (§ 1897 BGB), Wenn das Gesetz verschie­
dentlich von dem Amt des Vormundes spricht (§§ 1883,
1886, 1890, 1893 Abs 2 BGB), so ist daraus nicht zu ent­
nehmen, dass der Vormund ein öffentliches Amt bekleide 
und als Beamter im staatsrechtlichen Sinne zu behan­
deln sei. Wie das Reichsgericht in RGZ 132, 257 Z^597 
zutreffend ausgeführt hat, handelt es sich dabei um ein 
Amt auf privatrechtlicher Grundlage und der Gesetzgeber 
hat nur die privatrechtlichen Pflichten und Aufgaben im 
Auge gehabt, die dem Vormund, der nach den Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuches bestellt wird, gegenüber 
dem Mündel und seinem Vermögen obliegen. Bass dies dem 
Willen des Gesetzgebers entspricht, ergibt sich auch 
aus der Entstehungsgeschichte des geltenden Vormund-



schaftsrechtes. Es ist in wesentlichen Teilen der preußi­
schen Vormundschaftsordnung vom 5« Juli 1875 entnommen«, 
Biese brach mit der Regelung, die die Stellung des Vor­
mundes im PreußAllgLR gefunden hatte* Dort war dem Vor­
mund die Stellung eines Bevbllmächtigten und Beamten des 
Staates ein'geräumt. Dagegen verwirklicht die Vormund­
schaftsordnung vom Jahre 1875 den Gedanken der Selbstän­
digkeit des Vormundes, der nur der Aufsicht des Vormund- 
schaftsgerichtes unterliegt (Dernburg, Preuß. Privat­
recht 4» Aufl Bd 3 S 233)« Dieser Grundsatz der Selb­
ständigkeit des Vormundes ist auch in das BGB Übernom­
men worden (Staudinger aaO Vorbem 2 c vor 1773; Kipp- 
wolff, Pamilienrecht*7. Bearbeitung Seite 457)« Daraus 
folgt z«Bc, dass der Vormund kein Beamter im Sinne des 
§ 839 BGB ist (Staudinger aaO § 1833 Anm 4)? seine Haf­
tung gegenüber dem Händel nach § 1833 BGB beruht nicht 
auf einer unerlaubten Handlung, sondern auf dem zwischen 
ihnen bestehenden gesetzlichen Schuldverhältnis, das 
durch die Bestellung zum Vormund entsteht. Die selbstän­
dige Stellung des Vormundes kommt auch in der Vorschrift 
des  ̂ 1837 BGB zum Ausdruck« Aus ihr ergibt sich, daß 
der Vormund Weisungen des Vormundschaftsgerichts nicht 
entgegenzunehmen hat, wenn die zu treffende Laßregel 
eich im Rahmen der Zweckmäßigkeit hält und ihre Vornahme 
oder Unterlassung keine Pflichtwidrigkeit des Vormundes 
enthält (EGEK $ 1837 Anm 1; Staudinger aaO § 1837 Anm 1)» 
An diesem Rechtszustand, der sich in den Grenzen des 
Privatrechtsgebietes hält, ist auch durch Art 104 Abs 2 
GrundG nichts geändert. Der Vormund bedarf, wenn er nach 
den Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches bestellt 
ist, nicht einer richterlichen Anordnung, um die von ihm 
beabsichtigte Einweisung seines Uündels in eine geschlos­
sene Anstalt vorzunehmen oder durchzuführen.
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4* Auch sonst gibt der Beschluss des Landgerichts zu 
rechtlichen Bedenken keinen Anlass« Das 'Landgericht hat 
auch die Präge geprüft, ob die Einweisung des Beschwer­
deführers’ in die Heilanstalt Düren nicht im Hinblick 
auf die Umstände des Palles eine Pflichtverletzung.dar­
stelle, gegen die nach § 1837 BGB einzuschreiten sei.
Das Gericht hat festgestellt, dass sich kein Anhalts­
punkt für eine Pflichtwidrigkeit ergeben habe. Damit ist 
den gesetzlichen Anforderungen, insbesondere auch denen 
des § 12 PGG genügt.

Dass das Landgericht in der Bache selbst entschie­
den und sie nicht nach der zutreffenden Bejahung der ört­
lichen Zuständigkeit an das Amtsgericht zurückverwiesen 
hat, ist ebenfalls rechtlich unbedenklich. Das Landge­
richt als Beschwerdegericht hat grundsätzlich an Stelle 
des Amtsgerichts, gegen dessen Entscheidung mit der Be­
schwerde vorgegangen wird, selbst zu entscheiden, nach­
dem es die erforderlichen Ermittlungen angestellt hat«
Nur in den Fällen,• in denen eine solche Ermittlung über­
haupt nicht stattgefunden habe, ist es b e f u g t ,  
die Sache an die Vorinstanz zurückzuverweisen (BayObLGZ 
NP 3, 121 /1247) • Eine Verpflichtung besteht hierzu 
nicht. Auf dem gleichen Standpunkt steht jetzt auch das 
Erläuterungsbuch von Schlegelberger, PGG 6« Aufl Anm 13 
zu § 25, wo von einem R e c h t  der Zurückverweisung 
gesprochen wird. Dafür, dass das Landgericht zu Unrecht 
die Prüfung der Zurückverweisung unterlassen habe oder 
die Grenzen seines Ermessens überschritten habe, liegt 
kein Anhalt vor.

Aus diesen Gründen war, wie geschehen, zu erkennen•
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Eine Kostenentscheidung ist angesichts der Vorschrift des 
§ 123 Abs 3 KO nicht zu treffen,

Schmidt Ascher Kregel v.Werner Scheffler


	si

	Si


	si

	Si



